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Bornheimer Schuldenloch kleiner als 200 Millionen. 
Investitionslücke besteht bei der z.Z. stattfindend en Rathaus-
sanierung und beim Straßenausbau. 
Anfrage von Harald Stadler bringt Klarheit, weshalb  die Freibadwiese verkauft werden 
soll.  
 

 
Im Zusammenhang mit dem Beschluss des Bornheimer Stadtrates die Freibadwiese 
zu verkaufen und mit dem geschätzten Spekulationserlös von ca. 1.5 Millionen Euro 
das angebliche Schuldenloch von rund 200 Millionen Euro zu stopfen, bzw. weitere 
Mittel für Investitionen zu erlangen, hat jetzt eine Anfrage von Ratsmitglied Harald 
Stadler für mehr Klarheit gesorgt. 
 
Die bedeutungsvollste Aussage der Stadtverwaltung bezieht sich auf die 
Gesamtkreditbelastung der Stadt Bornheim. Statt 200 Millionen, wie der 
Fraktionsvorsitzenden der CDU, Dieter Wirtz (am 19.08. 2010) und FDP Ratsherr 
Thorsten Knott (am 19.07. 2010) in ihren Pressemitteilungen behaupteten,  beträgt 
die derzeit bestehende Kredithöhe aus Investitionen in Bornheim rund 79 Millionen 
Euro und die Kredite zur Liquiditätssicherung, vergleichbar mit dem persönlichen 
Dispokredit,  27 Millionen Euro. 
 

Insgesamt beträgt also die städtische Schuldenquote  derzeit 106 Mill. Euro, 
statt 200 Millionen Euro. 

 
Doch noch weitere Legenden werden in der 9 Fragen umfassenden Vorlage der 
Stadtverwaltung auf ihren Wahrheitsinhalt abgeklopft und einem Fakten-Check 
unterzogen. 
 
So trifft es nicht zu, dass es Projektlücken  im Investitionsbereich der städtischen 
Kinder-, Jugend- und Familienarbeit gibt. Auf eine diesbezügliche Frage von Stadler 
antwortete die Verwaltung: 
 
 

Der Investitionsbedarf im Produktbereich „Kinder, J ugend und Familie“ wird 
maßgeblich bestimmt durch die Umsetzung des U3-Ausb aus in den 
Kindergärten. Durch den Haushaltsplan 2010 ist für den Zeitraum bis 
einschließlich 2013 eine U3-Betreuung für ca. 32 % der Kinder vom 1. – 3. 
Lebensjahr – einschließlich des damit verbundenen I nvestitionsbedarfs – 
sichergestellt. 
Die Umsetzung einer höheren Betreuungsquote würde e inen weiteren 
Investitionsbedarf auslösen, der allerdings in Abhä ngigkeit von der Höhe dieser 
Quote derzeit nicht konkret beziffert werden kann. 
 

 
Dies bedeutet, erst wenn der Gesetzgeber die Betreuungsquote über die derzeit 
geltende Grenze von 35 Prozent erheblich anheben würde, ohne dies durch 
Investitionszuschüsse zu kompensieren, würde im Bereich Kinder, Jugend, Familie 
eine Deckungslücke entstehen. 
 
 



Ein Finanzierungsbedarf  von mehreren Millionen Euro ist aber bei der Sanierung 
des Rathauses entstanden.  
 

 
 
Die Betonaußenfassade über dem Eingang des Ratshaus es bröckelt, innenliegende 
Moniereisen des Stahlbetons liegen frei. 
 
 

 
 
Für geschätzte 4.2 Millionen Euro wird derzeit das B ornheimer Rathaus saniert. 
789.000 Euro beträgt die Mitfinanzierung durch KPII M ittel (Konjunkturprogramm 
2011/12 der Bundesregierung).  Rund 3.411.000 Euro m uss der Stadtrat aus 
Eigenmittel bis zum Jahre 2013 finanzieren. 
 

 
Doch auch beim städtischen Straßenausbau  ist eine Finanzierungslücke in 
Millionenhöhe entstanden. Trotz der jüngst beschlossenen Erhöhung der 
Kommunalabgabenbeiträge um rund 30% beim Straßenneu- und  Ausbau, beträgt 
der Unterschied zwischen Einnahmen und Ausgaben im Straßenbauprogramm des 
Zeitraumes 2010 bis 2013: rund 7,7 Millionen Euro . Im Jahre 2011, dem 
Wiesenverkaufsjahr, muss die Stadt Bornheim allein 1,8 Millionen Euro für den Bau 
von Straßen aufwenden. Einige dieser Straßen müssen endausgebaut bzw. wieder 
hergestellt werden, weil in der vorletzten Legislaturperiode, von der damaligen CDU-
Ratsmehrheit, Vorausleistungen von den Anliegern auf den bis heute noch nicht 
erfolgten Endausbau von Baustraßen erhoben wurde. 
 



 
 
Viele Straßen in Bornheim weisen Schäden auf oder d er von den Anliegern seit Jahren 
bezahlte Endausbau wurde nicht ausgeführt. Bis 2013  müssen hierfür 7,7 Millionen Euro aus 
städtischen Mittel finanziert werden. 
 
RuF-Sprecher Harald Stadler hätte es für ehrlicher empfunden, wenn die Befürworter 
des Freibadwiesenverkaufes die Öffentlichkeit auf diesen Finanzierungsbedarf  
hingewiesen hätten, statt mit imaginären Deckungslücken im Kinder-, Jugend- und 
Familienbereich zu operieren.  
 

 


